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Christian Weisflog

Rückkehr zur Normalität oder Ruhe vor
dem großen Sturm? Zwei Monate nach
der „Tulpenrevolution“ sind in den Stra-
ßen Bischkeks kaum mehr Spuren des
Umsturzes und der anschließenden Plün-
derungen zu sehen. Einzig der verriegelte
Eingang zum großen Kaufhaus am
Tschuj-Prospekt und die neuen Glastüren
der „Narodnyj“-Supermärkte erinnern
noch an die wilden Revolutionstage. Auch
im Weißen Haus, das von Demonstranten
gestürmt wurde, ist wieder Ordnung ein-
gekehrt: „Sie hätten früher kommen sol-
len. Alles war zerschlagen“, erzählt die
Medienbeauftragte der Regierung.

Es ist  Frühling in Bischkek: Laubbäu-
me tauchen die Stadt in ein saftiges
Grün, überdecken die heruntergekom-
menen Wohnhäuser und verleihen der
Gebirgsmetropole zu Fuße der Alatau-
Berge mediterranes Flair. Die Menschen
flanieren in den schattigen Parks, über-
all spielen Kinder – eine scheinbare Un-
bekümmertheit liegt in der Luft. 

Doch der Schein trügt. Während das
Leben und die Natur ihren unerschütter-
lichen Gang gehen, ist der politische
Frühling noch fern. Die Revolution hat
einen riesigen Berg von Hoffnungen,
Problemen und zahlreichen Fragen hin-
terlassen: Wer wird die Präsidentschafts-
wahlen am 10. Juli gewinnen? Kommt es
nach den Wahlen zum Bürgerkrieg oder
zu einer Aufteilung des Landes in Nord
und Süd? Wie wird die neue Verfassung
aussehen? Wie kann die Korruption be-
kämpft werden? Was geschieht mit dem
Vermögen des abgesetzten  Präsidenten
Akajew und seiner Familie? 

„Die Zeit nach den Präsidentschafts-
wahlen wird schrecklich“, glaubt ein Ta-
xifahrer. „Vielleicht kommt es zum Bür-
gerkrieg.“ Das hält auch die Zeitung
„Moja Stoliza“ nicht für ausgeschlossen:
„Die Ambitionen der Politiker können

zum Bürgerkrieg führen“, titelt dort der
Politologe Ermek Kosubjekow. Laut David
Lewis, dem Direktor der „International
Crisis Group“ in Zentralasien, hat sich die
Bevölkerung nach den Plünderungen En-
de März bewaffnet. Kürzlich warnte
Tursunbaj Bakir Uulu – Ombudsmann,
Beauftragter für Menschenrechte und
Präsidentschaftskandidat – davor, dass
Waffen aus Nachbarstaaten nach Kirgi-
sien geliefert würden, die während der
Wahlen eingesetzt werden könnten. 

Ein mit den führenden Politikern ver-
trauter  Experte hält einen Krieg jedoch
für unwahrscheinlich. Die beiden Haupt-
figuren Felix Kulow und der Interimsprä-
sident Kurmanbek Bakijew verfügten
über große soziale Kompetenz und wür-
den eine Eskalation nicht zulassen. 

Gerade in den letzten Wochen jedoch
zeichnete sich im Hinblick auf die Wah-
len eine zunehmende Polarisierung zwi-
schen dem aus dem Norden stammen-
den ehemaligen General Felix Kulow
und dem aus dem Süden stammenden
Bakijew  ab, wobei sich auch die Presse
in zwei Lager spaltete und sich eine
Schlammschlacht anbahnte. Kulow
wurde vorgeworfen, mit dem abgesetz-

ten Präsidenten Askar Akajew geheime
Vereinbarungen getroffen zu haben.
Laut Samira Sidikowa, der Chefredak-
teurin der Zeitung „Respublika“, hat Ku-
low nach dem 24. März von der russi-
schen Botschaft aus mehrmals mit Aka-
jew in Moskau telefoniert, mit der Ab-
sicht, die Revolution wieder  rückgängig
zu machen. Kulow befürwortete damals
eine Heimkehr Akajews, damit dieser
seinen Rücktritt persönlich vor dem Par-
lament bekannt geben könne.

Kulow, auch der „Eiserne  Felix“ ge-
nannt, warf Bakijew seinerseits vor, die
Lage im Land nicht im Griff zu haben.
Immer noch wird der Oberste Gerichts-
hof von Demonstranten besetzt, die den

Rücktritt sämtlicher Gerichtsmitglieder
sowie die Überprüfung der Wahlresulta-
te ihrer Kandidaten fordern. Seit dem
26. April befinden sich rund zwei Dut-
zend Mitarbeiter der Eisenbahn im Hun-
gerstreik. Sie fordern den Rücktritt des
Eisenbahndirektors Nariman Tjulejew,
der seinen Posten dem Sohn des Ex-Prä-
sidenten Akajew  zu verdanken habe.
Am Stadtrand Bischkeks campieren seit
Ende März Landbesetzer, die von der Re-
gierung Grundstücke zum Hausbau for-
dern. In Bischkek finden ständig kleine-
re Protestaktionen statt. Interimspräsi-

dent Bakijew setzt dabei eher auf die
Suche nach einer Konsenslösung als auf
eine Politik der harten Hand.

Umfragen zufolge kann Kulow im
Norden des Landes mit rund 60 Prozent
der Stimmen rechnen, während im Sü-
den zwei Drittel der Wähler für Bakijew
stimmen wollen. Wohl im Bewusstsein,
dass sie mit einer „Alles-oder-Nichts-
Strategie“ eine Spaltung des Landes ris-
kierten, verhandelten Kulow und Baki-
jew mehrmals über die Möglichkeit ei-
ner gemeinsamen Kandidatur. Wenn Ku-
low gewinnt, sollte Bakijew Premier
werden und umgekehrt. Die Gespräche
blieben jedoch lange erfolglos: „Kulow
und Bakijew haben eine völlig unter-
schiedliche Psychologie“, meint Valery
Dill, der Vorsitzende des Kirgisendeut-
schen Volksrats und dreimaliger Abge-
ordneter im kirgisischen Parlament.

Anfang Mai dann kam die große
Wende: In Absprache mit Bakijew zog
Kulow seine Kandidatur zurück. Sollte
Bakijew die Wahlen gewinnen, wird er
Kulow zum Premierminister ernennen,
wobei der Premierminister in Zukunft
größere Kompetenzen bei der Regie-
rungsbildung und der Ernennung der
Gouverneure erhalten soll. 

Mit dieser Entscheidung für eine
Doppelkandidatur hat der Wahlkampf
deutlich an Spannung verloren, bevor er
überhaupt begonnen hat. Wirklich
ernsthafte Konkurrenten für Bakijew
und Kulow sind zurzeit nicht auszuma-
chen. Fraglich ist allein, ob die Wähler
den Schulterschluss akzeptieren. Denn
einer der sieben Ratschläge des kirgisi-
schen Volkshelden Manas besagt, dass
aus einem Hemd – symbolisch für das
Volk – nur ein Kopf hervorragen sollte.

Fraglich bleibt außerdem, ob Kulow
und Bakijew in Zukunft harmonieren
werden, und ob die zwischen ihnen abge-
sprochene Kompetenzverteilung auch
vom Parlament und den extremeren Kräf-
ten der Revolution anerkannt wird. Kirgi-
sien will vorläufig noch nicht zur Ruhe
kommen. Trotzdem: „Alles wird besser“,
glaubt der Taxifahrer Achmed. „Denn das
Volk wird nicht mehr schweigen.“

„Das Volk wird nicht mehr schweigen“
Seit dem März-Umsturz ist Kirgisien ein anderes Land geworden - und hat neue Probleme

Am 10. Juli wählt das kirgisische Volk ein neues Staatsoberhaupt.
Die einstigen Kontrahenten Kurmanbek Bakijew und Felix Kulow
wollen nun als Team antreten. Noch ist die Lage ruhig - aber ist
der Bürgerkrieg endgültig abgewendet?

F
o
to

: C
h
ristia

n
 W

e
isflo

g

Kaspische Pipeline
nimmt Betrieb auf

Ende Mai wurde mit der Baku-Ti-
flis-Ceyhan-Pipeline eine der bedeu-
tendsten Ölleitungen der Welt in Be-
trieb genommen. Sie befördert Öl
aus dem Kaspischen Meer vom aser-
baidschanischen Terminal Sangachal
über Georgien bis in den türkischen
Mittelmeerhafen Ceyhan. Eine Milli-
on Barrel sollen ab Herbst täglich
durch die Leitung fließen. An dem
drei Milliarden teuren Projekt ist der
britische Ölkonzern BP mit 30 Pro-
zent beteiligt, die staatliche aser-
baidschanische Ölgesellschaft Socar
hält 25 Prozent, den Rest teilen sich
internationale Konzerne wie Total,
Statoil, Conoco-Philipps und Unocal.
Konzipiert wurde die Pipeline, um
kaspisches Öl unter Umgehung
Russlands auf die Weltmärkte zu
bringen.

Usbekistan: 
EU droht, China lobt
Nach dem Blutbad von Andischan

hat die Europäische Union dem us-
bekischen Präsidenten Islam Kari-
mow mit „Konsequenzen“ gedroht,
falls dieser eine unabhängige Unter-
suchung der Ereignisse verweigern
sollte. Derweil hat die chinesische
Regierung versichert, Karimows Vor-
gehen gegen regierungsfeindliche
Demonstranten „fest“ zu unterstüt-
zen. Chinas Präsident Hu Jintao be-
zeichnete Karimow während seines
ersten Auslandsbesuchs nach den
Unruhen Ende Mai in Peking als „al-
ten Freund des chinesischen Volkes“.
Bei dem Massaker im ostusbeki-
schen Andischan sind nach vorläufi-
gen Einschätzungen von Menschen-
rechtsorganisationen zwischen 500
und 1000 Menschen ums Leben ge-
kommen.

Lettland: Erneut Streit
um Staatenlose

Zwischen Russland und Lettland
sind erneut Streitigkeiten um die
Rechte der russischsprachigen Min-
derheit entbrannt. Zum Auslöser
wurde eine Absichtserklärung des
lettischen Parlaments, bei der Rati-
fizierung einer Rahmenkonvention
des Europarats zum Schutz natio-
naler Minderheiten zwei ursprüng-
lich vorgesehene Artikel zu strei-
chen. Diese betreffen das Recht na-
tionaler Minderheiten, in „Gebieten
mit kompakter Besiedlung“ topo-
grafische Bezeichnungen (z. B.
Straßennamen) sowie die Kommu-
nikation mit der Regionalverwal-
tung in ihrer Muttersprache zu ge-
stalten. Zudem will Lettland den
Minderheitenschutz nur für Perso-
nen anwenden, die im Besitz der
lettischen Staatsbürgerschaft sind.
In Lettland leben jedoch über
400 000 russischsprachige Staaten-
lose. Das russische Außenministeri-
um wirft dem lettischen Parlament
„Diskriminierung“ vor.

Georgien: Russische
Soldaten ziehen ab
Nachdem in den vergangenen

Monaten zwischen Tiflis und Mos-
kau dauerhaft Streit über den Abzug
zweier russischer Militärbasen aus
Georgien geherrscht hatte, wurde
Ende Mai eine endgültige Einigung
erzielt. Russlands Außenminister
Sergej Lawrow erklärte nach Ge-
sprächen mit seiner georgischen
Amtskollegin Surabischwili, die bei-
den Stützpunkte in Alchalkalaki und
Batumi würden bis 2008 geschlos-
sen und die dort stationierten Trup-
pen abgezogen. Russland hatte zu-
nächst eine spätere, Georgien dage-
gen eine frühere Schließung der Ba-
sen gefordert.

MDZ-Infodienst

Jedem seine Revolution: In Bischkek fordern

Eisenbahner bessere Lebensverhältnisse.

Jens Mühling

Wenigstens auf dem Kreschtschatik
ist die Welt noch in Ordnung. Überall
entlang des zentralen Kiewer Boulevards
bieten fliegende Händler derzeit Souve-
nirs der „Orangenrevolution“ feil, und zu
den Verkaufsschlagern gehören neben
orangefarbenen Taschen, T-Shirts und
Kaffeebechern vor allem Porträtfotos
von Viktor Juschtschenko und seiner
Premierministerin Julia Timoschenko. Es
sind Aufnahmen aus besseren Zeiten, als
das ukrainische Revolutions-Duo noch
als unzertrennlich galt.

Damit ist es vorbei. Als Juschtschenko
seiner Premierministerin kürzlich eine öf-
fentliche Rüge aussprach, sahen manche
Timoschenko kurz vor dem politischen En-
de. Ausschlaggebend war eine umstritte-
ne Maßnahme, mit der die Premierminis-
terin einer Ölkrise entgegensteuern woll-
te. Russische Konzerne, die gut 80 Prozent
des ukrainischen Bedarfs abdecken, hat-
ten in den letzten Wochen stetig die Prei-
se angehoben. Nachdem es Timoschenko

nicht gelang, einen Kompromiss auszu-
handeln, bezichtigte sie die russische Sei-
te der gezielten Sabotage. Und weil sie
den Unmut der Bevölkerung über die stei-
genden Benzinpreise fürchtete, verhängte
sie kurzerhand ein Limit von drei Griwna
(rund 45 Cent) pro Liter. Prompt weiger-
ten sich Tankstellen, zu unrentablen Prei-
sen Brennstoff zu verkaufen, prompt sa-
ßen viele ukrainische Autofahrer auf dem
Trockenen. Juschtschenko brachte sein
Missfallen klar zum Ausdruck: „Ein für al-
lemal“ dürften Preise nicht mehr reguliert
werden – eine derartige Politik sende „un-
gesunde Signale“ an die Märkte. 

Umstritten sind auch mehrere Ge-
richtsprozesse, mit denen die Timoschen-
ko-Administration derzeit Korruptionsfäl-
le der Kutschma-Ära aufrollt. Einige
Funktionäre der „Partei der Regionen“, der
Machtbasis des unterlegenen Präsident-
schaftskandidaten Viktor Janukowitsch,
sind davon betroffen, weshalb dessen An-
hänger seit Wochen vor dem ukrainischen
Parlament kampieren und gegen „Repres-
sionen und Menschenrechtsverletzungen“

demonstrieren. „Juschtschenko spricht
von Demokratie“, schimpft einer der De-
monstranten, „aber gelten soll sie nur für
die, die ihn gewählt haben.“

Auch unter Wirtschaftsvertretern
sind die Maßnahmen umstritten – zu-
mal Timoschenko angekündigt hat, bis
zu 3 000 fragwürdige Privatisierungen
zu überprüfen. Eine Liste von 30 Unter-
nehmen, die einst zu Discount-Preisen
an Kutschma-Günstlinge verhökert wur-
den, existiert schon jetzt: Sie sollen vor
die Wahl gestellt werden, entweder
Staatsanteile nachzukaufen oder erneut
versteigert zu werden.

In der Bevölkerung ist Juschtschenkos
Popularität derweil ungebrochen. Über 60
Prozent der Ukrainer vertrauen laut Um-
fragen ihrem neuen Präsidenten – sein
Vorgänger Kutschma hatte es zuletzt auf
acht Prozent gebracht. Fragt man Men-
schen auf der Straße, was sich seit Jusch-
tschenkos Amtsantritt getan hat, lautet
die Antwort in der Regel: „Nicht viel.“ Aber
so recht scheint das auch niemanden zu
überraschen – schließlich steckt das neue
System noch in den Kinderschuhen.

Auch der Schriftsteller Andrej Kurkow,
der sich während der Revolutionstage ak-
tiv für die Opposition einsetzte, ist wenig
überrascht, dass greifbare Veränderungen

bislang auf sich warten lassen: „Kein
Land lässt sich innerhalb von drei Mona-
ten zivilisieren.“ Fühlbar sei ein Wandel
allerdings schon jetzt in den Medien, die
objektiver berichteten als früher. Und ge-
nerell gelte: „Die Ukraine ist jünger ge-
worden. Es hat sich ein neuer Muskel he-
rausgebildet, der für Bewegung sorgt.“

Führt diese Bewegung nach Europa?
Kurkow seufzt. „Es zeigt sich immer
deutlicher, dass Europa die Ukraine nicht
braucht. Natürlich wird man hier weiter
auf proeuropäische Rhetorik setzen –
aber sie wird sich immer weiter von der
Realität entfernen.“ Speziell von
Deutschland verspricht sich Kurkow kei-
nen Einsatz für die Ukraine mehr: „Dieser
ganze Visa-Skandal liegt vier Jahre zu-
rück, aber konfrontiert wurde die Ukrai-
ne damit, unmittelbar nachdem Jusch-
tschenko seine EU-Ambitionen verkün-
det hatte. Solange Europa auf Russland
setzt, steht die Ukraine nur im Weg.“

Bleibt Europa also trotz des „Eurovi-
sion Song Contest“ in Kiew eine Vision?
Bleibt die Ukraine das Land „u krajna“,
das Land „am Rande“? Auf dem Kresch-
tschatik verteilen Mädchen Werbezettel
für einen Mobiltelefonanbieter. Ein „Eu-
ro-Tarif“ wird da angeboten: „Telefonie-
ren ohne Grenzen!“

Unsanftes Erwachen
Nach der Euphorie der Revolutionstage wird die Ukraine vom Alltag eingeholt

Wegen einer Benzinkrise sind sich Präsident Viktor Juschtschenko
und seine Premierministerin Julia Timoschenko in die Haare geraten.
Derweil bangt die Wirtschaft vor Überprüfungen der Nachwende-
Privatisierungen. Und Europa will auch nicht recht näher rücken.


